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[13]Vorwort

Seit November 1989 durchläuft Europa wirtschaftlich wie politisch eine Phase fundamentaler Umbrüche, die bislang mit einem beachtlichen Souveränitätsverzicht der Nationalstaaten zugunsten der Europäischen Union einhergingen. Den Beginn dieser Umbrüche stellt die deutsche Einheit dar, welche die in den Maastrichter Verträgen Anfang der neunziger Jahre festgelegte und zur Jahrtausendwende auch tatsächlich eingeführte gemeinsame europäische Geldpolitik einschließlich einer gemeinsamen europäischen Währung politisch erst ermöglichte oder zumindest erheblich beschleunigte. Die mit der Währungsunion einhergehende Wirtschaftsunion hat im Bereich der Finanzmärkte und deren Regulierung bzw. Beaufsichtigung durch die nationalen Bankaufsichtsbehörden zunächst nur schleppende Fortschritte in Sachen Souveränitätsverzicht gemacht. Mit den drastischen Auswirkungen der Great Financial Crisis und – entscheidender noch – der EU-Staatsschuldenkrise, wuchs jedoch auch hier der politische Wille bei den Nationalstaaten, im Rahmen der sogenannten Bankenunion durch Übertragung nationaler Souveränitätsrechte künftig für eine erheblich verbesserte europäische Finanzaufsicht und damit auch für eine erhöhte Finanzstabilität zu sorgen. Bei beiden Projekten (Währungs- wie Bankenunion) spielt die Europäische Zentralbank (EZB) eine entscheidende Rolle. Sie ist nicht nur in der Geldpolitik der zentrale Bestandteil eines Europäischen Systems der Zentralbanken sondern auch in der Bankenaufsicht das Kernelement des sogenannten Einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism – SSM).

Was die Bankenaufsicht in Deutschland betrifft, hat der Souveränitätsverzicht zugunsten der EZB erwartungsgemäß erhebliche Auswirkungen auf die Anwendung des Aufsichtsrechts nicht nur auf systemrelevante, sondern in weiten Teilen auch auf weniger bedeutende Institute im Sinne der Verordnung (EU) 1024/2013 (SSM-Verordnung). Teilweise verstärkt bzw. beschleunigt die EZB-Aufsicht aber nur die seit der Finanzkrise zu beobachtenden Trends in der europäischen Rechtsetzung bzw. -anwendung. So ist eine Abkehr von der qualitativen hin zu einer stärker quantitativen Aufsicht, wie sie sich insbesondere im Rahmen der neuen Regeln zum Supervisory Review and Evaluation Process (SREP) manifestiert, im Gefolge der Finanzkrise bereits seit Ende 2008 zu beobachten. Eine neue Herausforderung stellt aber natürlich die Integration verschiedener Aufsichtskulturen im Rahmen des SSM dar, was auch auf unterschiedliche Ansätze für die Durchführung von Vor-Ort-Prüfungen zutrifft.

Strukturbrüche in der Aufsicht bezüglich der Durchführung bankgeschäftlicher Prüfungen hat es schon vor 1989 und auch vor der Einführung der EZB-Aufsicht Ende 2014 gegeben. Darunter fallen etwa


	[14]der Ansatz, überhaupt eigenständig als Bankenaufsicht Vor-Ort-Prüfungen zur Gewinnung bankaufsichtlich relevanter Informationen durchzuführen anstatt sich ausschließlich auf erstellte Meldungen der Banken bzw. auf Berichte der Wirtschaftsprüfer zu verlassen (in Deutschland beginnend mit den Devisenwirtschaftsprüfungen im Gefolge der Herstatt-Krise Mitte der siebziger Jahre),

	die Einführung interner Modelle im Rahmen des Market Risk Amendment des Baseler Rahmenwerks und die Fortführung dieses Paradigmenwechsels unter Basel II (stärkere Risikosensitivität unter der sogenannten Säule 1 und Einführung der Säule 2), was ab 2006 den Schwerpunkt bei Prüfungshandlungen weg von Kreditsonderprüfungen hin zu Bankgeschäftlichen Säule-1- und Säule-2-Prüfungen, durchgeführt von Prüfern der Deutschen Bundesbank, verschob,

	die Übertragung der »Prüfungshoheit« (im Sinne der Leitung von bankgeschäftlichen Prüfungen von Marktrisikomodellen) von der BaFin auf die Bundesbank im Rahmen der Bundesbankstrukturreform und der Errichtung der BaFin im Jahr 2002.



Die meisten der oben beschriebenen Paradigmenwechsel wurden durch die Aufsicht angestoßen und durch die nationalen Gesetzgeber unterstützt oder sogar getrieben. Aufseiten der Institute hat sich seit Mitte der neunziger Jahre jedoch ebenfalls einiges an Änderungen ergeben. Zum einen haben größere Institute zunehmend die o. a. internen Modelle zur Reduzierung ihrer Mindesteigenkapitalanforderungen unter Säule 1 eingesetzt und damit auch ihre Risikomanagementverfahren auf eine verbesserte Grundlage gestellt. Zum anderen hat der zunehmende Kostendruck (verursacht auch, aber nicht nur durch die zunehmende Regulierung) zu Auslagerungslösungen geführt, welche im Sparkassen- und Volksbankensektor ebenfalls zur Entwicklung methodisch anspruchsvoller Risikomess- und -managementverfahren führten, die jetzt auch von kleineren und mittleren Instituten genutzt werden. Unter Säule 1 sind hier vonseiten der Aufsicht spezielle Pilot- und Implementierungsprüfungen erforderlich.

Keine der oben angeführten Veränderungen hat die Prüfungslandschaft jedoch so kurzfristig und so nachhaltig beeinflusst wie die Verlagerung der Zuständigkeit für die Beaufsichtigung von Einlagenkreditinstituten (sogenannte CRR-Institute) auf die EZB im Rahmen der Bankenunion. Dies spiegelt sich nicht nur in dem formalen Phänomen wider, dass Prüfungsberichte zu (i. S. d. SSM-VO) bedeutenden deutschen Instituten jetzt nicht mehr ausschließlich in Deutsch, sondern in der Arbeitssprache der EZB (Englisch) verfasst werden müssen. Es zeigt sich insbesondere inhaltlich, weil der Prüfungsansatz der EZB neue Prüfungsfelder und neue Prüfungstechniken mit sich bringt. Zudem entsteht die Notwendigkeit der Integration verschiedener Prüfungsphilosophien aus unterschiedlichen Ansätzen innerhalb der Eurozone in den Vor-Ort-Prüfungsteams und zwischen Prüfungsansätzen der Aufseher und der Wirtschaftsprüfer. Diese waren zuletzt [15]wieder zunehmend in Prüfungsaktivitäten der EZB eingebunden (hauptsächlich im Rahmen des Asset Quality Review (AQR) und des Targeted Review of Internal Models (TRIM)).

Schließlich unterstützt die EZB mit Ihrem Aufsichtsansatz den seit Ende 2008 zu beobachtenden Paradigmenwechsel in der grundlegenden Aufsichtsphilosophie, weg von einem mehr qualitativen, prinzipienorientierten hin zu einem mehr quantitativen, regelbasierten Aufsichtsansatz. Dies zeigt sich insbesondere in der von der EZB verwendeten SREP-Methodik. Perspektivisch wird der Wechsel von mehr qualitativer zu mehr quantitativer Aufsicht im Rahmen des SREP voraussichtlich auch zu mehr Prüfungen führen, die sich auf die Richtigkeit von Säule-1-Meldungen beziehen, die mithilfe der Standardansätze erstellt wurden (FINREP- und COREP-Prüfungen). Diese Prognose erhält zusätzliche Unterstützung durch die Einführung eines »Outputfloors« unter Basel III (in voller Höhe ab 2027).

Von all diesen Umbrüchen und insbesondere ihren Auswirkungen auf bankgeschäftliche Prüfungen handelt das vorliegende Buch. Es deckt aber auch immer noch bestehende Inseln der Stabilität ab. Prüfungen von weniger bedeutenden Einlagenkreditinstituten i. S. d. SSM-VO in Deutschland laufen z. B. im Wesentlichen immer noch so ab wie vor November 2014. Diese Prüfungen sind damit vielleicht einige der wenigen »Zufluchtsorte« für Anhänger der alten Aufsichtswelt geworden.

Die in diesem Buch präsentierten Daten und Fakten beruhen auf öffentlich zugänglichen Quellen und sind sorgfältig recherchiert worden. Sollten sich trotzdem kleinere Fehler oder Unstimmigkeiten eingeschlichen haben, gehen diese allein zu meinen Lasten. Über belegte Quellen hinausgehende Meinungsäußerungen oder Wertungen in diesem Buch sind allein die Meinigen und nicht etwa die der Deutschen Bundesbank, der BaFin oder der EZB.

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass die in diesem Buch aus Gründen des besseren Leseflusses durchgehend gewählte männliche Form (z.B. Leiter der Risikocontrollingfunktion) sich immer zugleich auf weibliche und männliche Personen bezieht.




[17]1 Einleitung

Dieses Buch richtet sich an ein breites Publikum. Es kann zunächst als Einführung in den Ablauf und den Inhalt bankgeschäftlicher Prüfungen sowohl für angehende Wirtschaftsbzw. Verbandsprüfer als auch für angehende Geprüfte (Vorstände, Leiter der internen Revision oder des Risikocontrollings, etc.) verwendet werden. Es kann zudem als Nachschlagewerk für die bereits seit einigen Jahren als überbordend erscheinende Fülle an relevanten aufsichtlichen Empfehlungen, Verordnungen, etc. im Zusammenhang mit bankgeschäftlichen Prüfungen dienen, da diese Dokumente immer auch mit ihrer originären Fundstelle aufgeführt sind. Dabei wurde, wo immer möglich, auf die deutsche Version referenziert, auch wenn die entsprechenden Übersetzungen der englischen Originale für den fachkundigen Leser manchmal etwas holprig erscheinen. Damit erhebt das Buch ein Stück weit auch den Anspruch, einen – wenn auch bescheidenen – Beitrag zum immer komplexer werdenden Wissensmanagement im Zusammenhang mit bankaufsichtlichen Regelungen zu leisten.

Schließlich kann das Buch auch als Anregung für die akademische Welt verstanden werden, sich verstärkt mit dem Untersuchungsgegenstand Bankenaufsicht (und dort insbesondere bankgeschäftliche Prüfungen) im Rahmen der Bankenunion auseinanderzusetzen, zumal für fast jede Disziplin vielversprechende Fragestellungen zu prüfen sind (die in diesem Buch nur angerissen aber natürlich nicht beantwortet werden können bzw. sollen).

Wie wäre es zum Beispiel juristisch zu beurteilen, wenn die EZB plötzlich Entwürfe noch nicht endgültig verabschiedeter Leitlinien der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) als Grundlage für konkrete bankaufsichtliche Maßnahmen gegenüber Instituten heranzöge? Oder im Rahmen ihres Auftrags der Harmonisierung der Anwendung bankaufsichtlicher Regelungen in den Mitgliedstaaten der Eurozone an im europäischen Primärrecht verankerten Grundfesten des Subsidiaritätsprinzips rüttelte? Wäre integrationstheoretisch wie -praktisch ein größerer Integrationserfolg durch eine von der Politik unabhängige Aufsichtsbehörde zu erwarten oder könnte diese Konstruktion gar die bislang in der Bevölkerung tief verankerte Akzeptanz der Unabhängigkeit der Notenbanken als Solche (also auch in der Geldpolitik) in Gefahr bringen? (Siehe zu dieser Diskussion ausführlicher Neyer (2019: 58–60).) Befördern unter sozialpsychologischen Gesichtspunkten gruppendynamische Prozesse in multinationalen Prüferteams und in den Joint Supervisory Teams der EZB eine gemeinsame europäische Aufsichtskultur oder wecken sie eher die Sehnsucht nach einer Rückkehr zu »Altbewährtem«, sprich dem Nationalstaatlichen?

[18]Abschnitt 2 des Buchs bettet bankgeschäftliche Prüfungen über die Beschreibung der institutionellen Ausgestaltung deutscher und europäischer Bankenaufsicht zunächst in den breiteren Kontext mikroprudenzieller Bankenaufsicht ein. Er beschreibt dabei notwendigerweise auch Grundlagen und Probleme des freien Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs in der EU soweit es den Bankenmarkt bzw. dessen Beaufsichtigung betrifft. Als bedeutendster Integrationsschritt der letzten Jahre findet die Europäische Bankenunion hierbei besondere Beachtung, mit Schwerpunkt auf dem SSM, aber auch Querbezüge zum Europäischen System der Finanzaufsichtsbehörden (ESFS). Auf nationaler Ebene wird detailliert auf die konkrete Arbeitsteilung zwischen BaFin und Bundesbank bei der Vornahme bankaufsichtlicher Tätigkeiten, insbesondere bei bankgeschäftlichen Prüfungen eingegangen.

Abschnitt 3 beleuchtet das Baseler Rahmenwerk mit seiner Drei-Säulen-Struktur und den Weg dorthin als inhaltliche Grundlage für die heutigen bankgeschäftlichen Prüfungen sowohl auf nationaler als auch auf EZB-Ebene. Dabei wird auch auf die Entwicklung der Mindestanforderungen für das Risikomanagement der Institute (MaRisk) eingegangen. Diese Verwaltungsvorschrift stellt das wichtigste Rahmenwerk für Säule-2-Prüfungen in Deutschland dar.

Abschnitt 4 gibt zunächst einen Überblick über die Klassifizierung von Vor-Ort-Prüfungen als Mittel der Informationsgewinnung für die risikoorientierte Bankenaufsicht. Es beleuchtet dabei auch die Rolle der Wirtschafts- bzw. der Verbandsprüfer und sonstiger Prüfungen in Kreditinstituten. Hauptsächlich wird in Abschnitt 4 aber auf die konkreten Inhalte von Säule-1- und Säule-2-Prüfungen eingegangen, die nicht nur von der CRR, sondern auch von Leitlinien bzw. durch technische Regulierungs- und Implementierungsstandards der EBA bestimmt werden. Mittlerweile spielen hier auch entsprechende Leitlinien der EZB eine Rolle (wie etwa der sogenannte NPL-Leitfaden). Die konkreten Prüfungsinhalte werden dabei aus den jeweils relevanten, allesamt öffentlich zugänglichen Leitlinien, wie etwa den EBA-Leitlinien zur Durchführung des SREP oder den neuen ICAAP- und ILAAP-Leitfäden der EZB, abgeleitet. Bei den Säule-2-Prüfungen werden zudem einzelne Unterarten des operationellen Risikos, insbesondere IT- und Auslagerungsrisiken, ausführlicher dargestellt, da es sich hierbei einerseits um zukünftig potenziell prüfungsintensivere Themengebiete handelt, zu denen andererseits im Verhältnis teilweise noch relativ wenig Prüfungserfahrungen vorliegen. In Abschnitt 4 werden auch die Bestimmungen der MaRisk mit den jeweiligen Anforderungen der europäischen Leitlinien in Bezug gesetzt und auf Besonderheiten der deutschen Umsetzung eingegangen (wie etwa die Prüfungen zur Angemessenheit der aufsichtlichen Risikovorsorge (PAAR-Prüfungen) oder die Bestimmungen der Bankaufsichtlichen Anforderungen an die IT (BAIT)).

[19]In Abschnitt 5 werden nicht nur konkrete Zahlen zu Umfang und Tiefe der Prüfungstätigkeit bei bedeutenden und weniger bedeutenden Instituten präsentiert sondern auch Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen bankgeschäftlichen Prüfungen im deutschen und im EZB-Kontext. Dabei wird klar, dass die in der Kommunikation verwendete Terminologie, sowohl innerhalb der Aufsichtsbehörden als auch zwischen Aufsichtsbehörde(n) und geprüften Instituten, an der einen oder anderen Stelle zwar durchaus noch voneinander abweichen kann (so etwa die Definition einer »Vor-OrtPrüfung«), Ablauf und Inhalte der einzelnen Prüfungsphasen aber weitgehend identisch sind.

Dies zeigt sich insbesondere in Abschnitt 6, wo sowohl die Makroprüfungsplanung als auch die verschiedenen Phasen der bei den einzelnen Instituten konkret durchgeführten Vor-Ort-Prüfungen (Prüfungsvorbereitung, -durchführung, -nachbereitung und -mängelverfolgung) genauer untersucht werden.

Dieser Aspekt leitet über zu Abschnitt 7 und damit zu den Implikationen bankgeschäftlicher Prüfungen für die Betroffenen, also für die Institute. Wie bereiten sich diese vor, welche Erfahrungen sammeln sie im Umgang mit den bankgeschäftlichen Prüfern und welche Fehler sollte man im Umgang mit der Aufsicht möglichst vermeiden?

Abschnitt 8 gibt einen Einblick in die Erkenntnisse der Aufsichtsbehörden aus bankgeschäftlichen Prüfungen. Treten Feststellungen in bestimmten Themenbereichen gehäuft auf, muss die Aufsicht u. U. mit den Verbänden der Institute und/oder deren Prüferstellen, den externen Wirtschaftsprüfern oder gar der Politik Kontakt aufnehmen, um systematische Schwachstellen nicht nur auf institutsindividueller Ebene sondern ganz generell abzustellen bzw. absehbaren systematischen Schwachstellen (z. B. Problematik der Auslagerung bestimmter Dienstleistungen in die »Cloud«) vorzubeugen.

Abschnitt 9 schließlich gibt einen Ausblick auf mögliche künftige Entwicklungen hinsichtlich bankgeschäftlicher Prüfungen und schließt den Kreis zum Vorwort dieses Buchs, indem die oben schon beschriebenen Paradigmenwechsel noch einmal aufgegriffen werden.

Nach dem Überblick zum Inhalt der einzelnen Abschnitte des Buches an dieser Stelle noch ein kurzer Hinweis auf die Dinge, von denen es nicht handelt. Das Buch bezieht sich auf bankgeschäftliche Prüfungen im Rahmen der Bankenunion, der Fokus wird dabei auf Prüfungen unter der Ägide der EZB und der BaFin gelegt. Zwar gibt es auch grenzüberschreitende Prüfungen außerhalb der Eurozone im Rahmen sogenannter Aufsichtskollegien, diese Prüfungen kommen jedoch äußerst selten vor und erscheinen im Gesamtzusammenhang als vernachlässigbar. Erste Versuche im Rahmen des Ausschusses der [20]Europäischen Bankaufsichtsbehörden (CEBS) und seiner Nachfolgebehörde (der EBA) solche grenzüberschreitenden Prüfungen zu etablieren und das rechtliche Rahmenwerk der sogenannten Aufsichtskollegien, welches dies grundsätzlich auch ermöglichen würde, werden von dem Buch daher nicht abgedeckt.

Der große Themenkomplex Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten, in dem in den letzten Jahren mit der Errichtung des Einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Mechanism – SRM) ebenfalls große Integrationsfortschritte in der EU bzw. der Eurozone zu beobachten waren (siehe hierzu z. B. DIETZ 2018), ist genauso wenig Gegenstand dieses Buches. Zwar ist auch der SRM Teil der Bankenunion, und verfügt über grenzüberschreitend zusammengesetzte, sogenannte Internal Resolution Teams (SRB 2016: 14), allerdings finden in diesem Bereich keine bankgeschäftlichen Prüfungen statt.

Das vorliegende Buch ist auch kein Lehrbuch für Finance oder Bankrisikomanagement. Insbesondere die Abschnitte 4.1 und 4.2 könnten daher einem in diesen beiden Themen (noch) nicht bewanderten Leser an einzelnen Stellen zunächst Verständnisschwierigkeiten bereiten, auch wenn versucht wurde, Sachverhalte so einfach und intuitiv wie möglich darzustellen. Diese beiden Abschnitte richten sich konsequenterweise eher an die Praktiker in der Risikomanagementfunktion der Banken bzw. an die internen und externen Prüfer in diesen Bereichen. Auch wurde auf eine ausführliche Darstellung der Einzelheiten bei Prüfungen quantitativer Mindestanforderungen für die Verwendung interner Modelle (z. B. Anforderungen an die methodische Schätzung von Ausfallwahrscheinlichkeiten) verzichtet. Das Gleiche gilt für die Darstellung der zu prüfenden Qualität von Eigenkapitalinstrumenten unter Säule 1 und 2 und damit der Klassifizierung von Eigenkapital (hartes Kernkapital, Ergänzungskapital, etc.) oder der Zulässigkeit bestimmter Kapitalkomponenten für die Heranziehung als Kapitalpuffer unter Säule 2. Beides hätte den Rahmen dieses Buches gesprengt.

In der jüngeren Vergangenheit gibt es schließlich zunehmend aufkommende »FinTechs« mit Banklizenz und dem meist dahinterstehenden Geschäftsmodell des White labeling (siehe hierzu ausführlicher Smolinski et al.). Zwar gibt es schon jetzt erste Prüfungen in diesem Bereich, insbesondere (aber nicht nur) in den naheliegenden Themenfeldern IT und operationelles Risiko. Ob FinTechs aber zukünftig nachhaltig Gegenstand von bankgeschäftlichen Prüfungen sein werden (oder doch eher von den »BigTechs« wie Amazon, Google, u. a., bzw. von den klassischen Banken »geschluckt« werden sollten), muss sich erst noch erweisen und dürfte eher Gegenstand späterer Auflagen dieses Buchs sein.




[21]2 Institutionelle Ausgestaltung nationaler und europäischer Bankenaufsicht

Finanzmarktstabilität als öffentliches Gut rechtfertigt eine besondere Regulierung nicht nur der Finanzmärkte und ihrer Infrastrukturen, sondern insbesondere auch der Finanzmarktakteure. Diese beziehen u. a. die Kosten ihrer potenziellen Insolvenz für die Gesamtwirtschaft in Form möglicher Ansteckungseffekte (auch als »Dominoeffekte« bekannt) bis hin zur Destabilisierung des gesamten Finanzsystems regelmäßig nicht in ihre Kostenfunktion ein. Dadurch verursachte negative externe Effekte stehen exemplarisch für verschiedene Facetten von Marktversagen, welche eine staatliche Regulierung des Finanzsystems überhaupt erst rechtfertigen1.

Um Ansteckungseffekte durch Insolvenzen zu vermeiden oder zumindest zu minimieren, besteht die rationale Strategie einer staatlichen Aufsichtsbehörde zunächst einmal darin, durch ihre Aufsichtstätigkeit Banken nur in Ausnahmefällen überhaupt insolvent werden zu lassen. Dabei schaut sie regelmäßig nicht nur darauf, ob den potenziell schlagend werdenden Risiken der Bank Risikopuffer in ausreichender Höhe gegenüberstehen, um eine Insolvenz zu vermeiden (Eigenkapital als Puffer für bilanzielle Verluste, Liquiditätsreserve als Puffer für drohende Zahlungsschwierigkeiten). Sie verfolgt neben diesem retrospektiven auch einen präventiven Ansatz, indem sie zusätzlich zu den Risikopuffern auch das Risikomanagement der Bank, u. a. in Gestalt ihrer Aufbau- und Ablauforganisation in die Aufsichtsaktivitäten einbezieht. Weist die Bank ein solides Risikomanagement auf, so die Idee, geht sie (hoch)risikoreiche Geschäfte, die das Potenzial hoher Verluste bergen, erst gar nicht ein oder mitigiert diese hinreichend gut, z. B. durch entsprechende Absicherungsgeschäfte. Diesen drei Dimensionen (Eigenkapitalpuffer, Liquiditätspuffer und solides Risikomanagement) gilt das Hauptinteresse der sogenannten mikroprudenziellen, also der auf das einzelne Institut ausgerichteten, »vorausschauenden« Aufsicht.

Selbst bei hinreichend guter mikroprudenzieller Aufsicht lässt sich das Risiko einer systemweiten Finanzkrise durch unerwartete Schockwellen mit radikalen negativen Verstärkungseffekten, die auf die Liquiditäts- oder Solvenzsituation einer großen Anzahl von Banken massiv und gleichzeitig durchschlagen, nie vollständig ausschließen2. Um die Eintrittswahrscheinlichkeit solcher Finanzkrisen künftig zu verringern bzw. wenn sie einmal eingetreten sind, zumindest ihre negativen Auswirkungen zu minimieren, sind seit Ausbruch der Great Financial Crisis auch die Instrumente makroprudenzieller Politik [22]stark erweitert und ganz neue Organisationseinheiten gegründet worden, welche diese Instrumente auch schlagkräftig einsetzen sollen. Dazu zählt auf EU-Ebene der sogenannte European Systemic Risk Board (ESRB) und auf Bundesebene der Ausschuss für Finanzstabilität. Zwar wird regelmäßig über entsprechende Stresstests die Widerstandsfähigkeit der Finanzmarktakteure getestet, die im Zentrum dieses Buchs stehenden mikroprudenziellen Prüfungen (also Prüfungen bei Einzelinstituten mit bankaufsichtlichem Erkenntnisinteresse) finden im Zusammenhang mit makroprudenzieller Politik jedoch nicht statt.

Mikroprudenzielle Prüfungen zielen auch nicht auf das Wohlverhalten einer Bank gegenüber ihrer Kundschaft ab und damit auch nicht auf Fragen des Verbraucherschutzes. Beispiele für Verbraucherschutzfragen sind etwa von Banken zu Unrecht einbehaltene Bearbeitungsentgelte. Das Wohlverhalten der Banken zu beaufsichtigen ist Aufgabe der Code-of-Conduct- oder auch Wohlverhaltensaufsicht. In der Bundesrepublik werden zwar sowohl Code-of-Conduct- als auch mikroprudenzielle Aufsicht von der gleichen Behörde, der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mit Sitz in Bonn bzw. Frankfurt, wahrgenommen, jedoch von unterschiedlichem Aufsichtspersonal in unterschiedlichen Aufsichtssäulen (hauptsächlich Säule BA für mikroprudenzielle Bankenaufsicht und Säule WA für Wertpapieraufsicht). Die WA-Säule ist zusätzlich für die sogenannte Marktaufsicht zuständig, bei der das Wohlverhalten institutioneller Akteure im Finanzmarkt überwacht und bei Bedarf sanktioniert wird. Abbildung 2.1 gibt einen Grobüberblick über die Aufgaben der Code-of-Conduct Aufsicht sowohl hinsichtlich des Schutzes nicht-institutioneller Anleger wie auch der Förderung fairer und funktionsfähiger Märkte.
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Abbildung 2.1: Prudenzielle versus Wohlverhaltensaufsicht (Quelle: eigene Darstellung basierend auf de Haan et al. (2015: 410–428))



[23]Beide Perspektiven (prudenzielle und Code-of-Conduct-Aufsicht) haben wechselseitige Berührungspunkte. So können Hinweise aus Beschwerdeschreiben über mangelndes Wohlverhalten der Bank, welche Kunden oder Angestellte der Bank (Letztere meist anonym) an die zuständige Aufsichtsbehörde richten, u. U. auch nützliche Informationen bezüglich der Qualität der institutsinternen Aufbau- und Ablauforganisation beinhalten. Diese ist auch für die prudenzielle Aufsicht von hohem Belang. Umgekehrt sind (drohende) Solvenz- oder Liquiditätsprobleme vielleicht gerade erst der Auslöser für spätere Schwächen im Wohlverhalten, indem für die Bank zwar hochattraktive, weil mit hohen Provisionseinnahmen verbundene, Finanzinstrumente an die Kundschaft vermittelt werden, diese aber auch hohe Risiken (bis hin zum Totalverlust) bergen, die den Kunden bei der »Beratung« dann gezielt nicht offengelegt werden könnten. Schließlich schlagen sich später durch Gerichtsentscheidungen (bis auf höchster Ebene) als nicht zulässig eingestufte Geschäftspraktiken (z. B. Erhebung bestimmter Kontogebühren oder Vertragsentgelte) in gewissem Umfang direkt in Entschädigungszahlungen nieder und müssen für die künftige Quantifizierung des operationellen Risikos der Bank berücksichtigt werden.


Merke

Viele Menschen nennen auf Nachfrage als wichtigstes Ziel der Bankenaufsicht den Verbraucherschutz. Auch wenn dieses wichtige Politikfeld Teil des Aufgabengebiets der BaFin ist, hat der Verbraucherschutz mit klassischer (mikroprudenzieller) Bankenaufsicht aber nur am Rande zu tun.
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Abbildung 2.2: Mikroprudenzielle Aufsicht und makroprudenzielle Politik (Quelle: eigene Darstellung)



[24]Zwar fließen beide Perspektiven im Ergebnis (nämlich in Form von Prüfungsberichten) letztendlich bei der BaFin zusammen, die Prüfung der verschiedenen Sichtweisen (Prüfungen nach § 44 KWG versus Prüfungen nach § 88 – ehemals § 35 – WpHG) erfolgt jedoch durch unterschiedliches Personal.

Abbildung 2.2 fasst noch einmal die Aufgaben der mikroprudenziellen Aufsicht und der makroprudenziellen Politik zusammen.


2.1 Bankenaufsicht in Deutschland

In der Bundesrepublik obliegt die mikroprudenzielle Aufsicht (nachfolgend »laufende Aufsicht«) gemäß § 6 Kreditwesengesetz (KWG) der BaFin. Sie ist die so genannte zuständige Behörde (»competent authority«) i. S. d. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2013/36/EU (Capital Requirements Directive – CRD IV (EU (2013b)) und hat damit die Tätigkeiten von CRR-Instituten zu überwachen, um zu beurteilen (soweit diese Funktion nicht der EZB nach der SSM-VO obliegt), ob die Anforderungen der CRD IV sowie der Verordnung (EU) 575/2013 (Capital Requirements Regulation – CRR (EU (2013a)) von diesen eingehalten werden. Die BaFin (bzw. die EZB) wird dabei gem. § 7 KWG von der Deutschen Bundesbank unterstützt.

Die BaFin wurde als Allfinanzbehörde im Mai 2002 auf Grundlage des Gesetzes über die Finanzdienstleistungsaufsicht (Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz – FinDAG) errichtet und löste ihre drei Vorgängerorganisationen ab, in denen zuvor noch nach Säulen getrennt in jeweils einer Behörde Bankenaufsicht (Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen – BaKred), Versicherungsaufsicht (Bundesanstalt für das Versicherungswesen – BAV) und Wohlverhaltensaufsicht (Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel – BaWe) betrieben wurde.

Die BaFin ist Teil der Bundesfinanzverwaltung und Bundesoberbehörde ohne eigenen organisatorischen Unterbau. Zwar hat sie Budgethoheit, unterliegt jedoch der Fach- und Rechtsaufsicht durch das Bundesministerium der Finanzen (BMF). Sie ist damit weisungsgebunden und im Gegensatz zur Bundesbank keine unabhängige Behörde. Die BaFin wird gem. § 6 Abs. 1 FinDAG durch ein gesamtverantwortliches »Direktorium« geleitet, welches aus sechs Personen besteht (Präsident(in) als Primus inter pari, fünf Exekutivdirektoren bzw. -direktorinnen, von denen eine(r) den Präsidenten vertritt). Die BaFin gliedert sich in fünf Geschäftsbereiche (Bankenaufsicht – BA, Wertpapieraufsicht – WA, Versicherungsaufsicht – VA, Abwicklung, sowie innere Verwaltung und Recht) sowie den Zuständigkeitsbereich des Präsidenten, darunter die Abteilung Internationales, Finanzstabilität und Regulierung (IFR).

[25]Bezug zur mikroprudenziellen Bankenaufsicht haben nicht nur die im Geschäftsbereich Bankenaufsicht angesiedelten Abteilungen. So ist die Abteilung IFR in die mikroprudenzielle Rechtsetzung (u. a.) auf Ebene des Baseler Ausschusses und der EU involviert, die Abteilung Quantitative Risikomodellierung (QRM), die zwar organisatorisch Teil der VASäule, aber inhaltlich sektorübergreifend angelegt ist, auch bei bankgeschäftlichen Prüfungen (siehe Abbildung 2.3).
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Abbildung 2.3: Einheiten der BaFin mit Bezug zu mikroprudenzieller Aufsicht (Quelle: eigene Zusammenstellung aufgrund von https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Liste/dl_organigramm.html?nn=7854478; Zugriff am 19.02.2019)



Die BaFin setzt zunächst allgemeingültige Rahmenbedingungen gegenüber dem gesamten Kreditgewerbe oder bestimmten Institutsgruppen, z. B. durch Rechtsverordnungen (etwa die Solvabilitäts- (SolvV) oder die Liquiditätsverordnung (LiqV)), Rundschreiben (z. B. die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk)) oder sonstige Veröffentlichungen von Auslegungsentscheidungen bzw. Diskussionsprozessen (z. B. Protokolle der Sitzungen der Fachgremien des ehemaligen Arbeitskreises Bankenaufsicht).

Gegenüber einzelnen Instituten erteilt sie (oder eben auch nicht) eine Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften bzw. Finanzdienstleistungen nach § 1 KWG oder sonstiger relevanter rechtlicher Bestimmungen, wie etwa dem Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz, beurteilt die laufende Einhaltung dieser Bestimmungen (inklusive der Anforderungen bankaufsichtlicher Spezialgesetze wie z. B. das Pfandbrief- oder Bausparkassengesetz), verhängt bei Bedarf konkrete Maßnahmen gegenüber Geschäftsleitern oder Anteilseignern von Instituten, wenn diese gegen bankaufsichtliche Anforderungen verstoßen, und erlässt Anordnungen für die Durchführung von Vor-Ort-Prüfungen. Darüber hinaus wirkt sie an der Erstellung der Prüfungsplanung mit und entscheidet letztverantwortlich über sie.

Die Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank ist in § 7 KWG sowie § 4a FinDAG und in der Aufsichtsrichtlinie geregelt, welche die Bestimmungen des § 7 KWG [26]präzisiert3. Danach unterstützt die Bundesbank die BaFin, indem sie zunächst Teile der laufenden Aufsicht von ihr übernimmt (diese Teile werden in § 7 KWG als »laufende Überwachung« bezeichnet). Die damit verbundenen Aufgaben bestehen in der Erstellung des Risikoprofils für jedes einzelne Institut (die Bundesbank unterbreitet der BaFin hier risikoorientierte Vorschläge für die weitergehende bankaufsichtliche Behandlung), der Entgegennahme von bankaufsichtlichen Meldungen (z. B. Groß- und Millionenkreditmeldungen, Jahresabschlusseinreichung nach § 26 KWG, Finanzinformationen nach § 25 KWG) sowie in einer Stellungnahme zu diesen Meldungen (Auswertung, Bewertung, Maßnahmenvorschläge).

Schließlich führt die Bundesbank bankgeschäftliche Prüfungen (siehe Abschnitt 4.1.3) zur Beurteilung der angemessenen Eigenkapitalausstattung und der Risikosteuerungsverfahren der Institute durch, wertet diese aus und bewertet Sachverhalte, die Unzulänglichkeiten darstellen, indem sie diese im Wege von Prüfungsfeststellungen unter die einschlägige(n) Rechtsgrundlage(n) subsumiert und sie mit einem Schweregrad versieht. Darauf aufbauend kann die Bundesbank im Rahmen einer gutachterlichen Stellungnahme Vorschläge für anzuordnende bankaufsichtliche Maßnahmen erarbeiten. Die BaFin muss bei ihrer Beurteilung der von der Bundesbank erhobenen Sachverhalte zwar »in der Regel« die Feststellungen und Bewertungen der Bundesbank zugrunde legen, es erfolgt jedoch immer eine Einzelfallentscheidung. Deshalb muss sie Vorschläge der Bundesbank zur weitergehenden aufsichtlichen Behandlung bestimmter Sachverhalte nicht zwingend übernehmen.

Zieht man eine Analogie aus der Welt der Justiz heran, so handelt es sich hierbei im Wesentlichen um die Aufgabenteilung zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei. Die Bundesbank (in der Rolle der Polizei) erhebt Informationen und bringt Fakten auf einen Stand, auf deren Grundlage von der BaFin (in der Rolle der Staatsanwaltschaft) aufsichtsrechtliche Maßnahmen ergriffen werden können (z. B. Verwarnungen oder Abberufungen von Geschäftsleitern, zusätzliche Eigenmittelanforderungen etc.), aber nicht unbedingt ergriffen werden müssen.

Die in § 7 KWG beschriebene Unterstützung der BaFin durch die Bundesbank erfolgt hauptsächlich durch ihre neun Hauptverwaltungen. Diese weisen allesamt einen eigenen Regionalbereich »Banken und Finanzaufsicht« auf, der sich regelmäßig in zwei [27]Aufgabenbereiche gliedert, »Laufende Aufsicht«4 und »Bankgeschäftliche Prüfungen«. Ersterem Bereich obliegt u. a. die Erstellung des Risikoprofils und die Durchführung des SREP, das Führen regelmäßiger oder anlassbezogener Aufsichtsgespräche mit dem Institut, die Auswertung von Jahresabschlussprüfungsberichten, die Auswertung des Meldewesens und andere Aufgaben, die »off-site«, also ohne längeren Aufenthalt in einer Bank, erfüllt werden können. Der zweite Bereich (Bankgeschäftliche Prüfungen) ist für die »on-site« Aktivitäten, also für die Planung, die Durchführung und die Nachbereitung von länger andauernden Vor-Ort-Prüfungen bei den Instituten zuständig.

Während die Hauptverwaltungen in die Beaufsichtigung konkreter Einzelinstitute involviert sind und regelmäßig Aufsichtsgespräche mit den jeweiligen Vorständen führen, besteht die Rolle der Zentrale der Bundesbank in Frankfurt am Main hauptsächlich in der Koordinierung der Aktivitäten der Hauptverwaltungen, im Setzen allgemeiner Rahmenbedingungen für das Kreditgewerbe in Zusammenarbeit mit der BaFin sowie der Vertretung der Bundesbankpositionen in europäischen und internationalen Gremien. Dazu zählen die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA), das Aufsichtsgremium (Supervisory Board) der EZB und ihm untergeordnete Arbeitsgruppen sowie der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS). Darüber hinaus ist sie für die Erarbeitung und Auswertung von Querschnittserhebungen im Bankensektor zuständig (wie etwa der seit 2015 durchgeführten Niedrigzinsumfrage im deutschen Bankensektor bei den weniger bedeutenden Instituten, welche zuletzt unter dem Namen LSI-Stresstest weitergeführt wurde). Diese Grundsatzaufgaben werden (Stand Mitte 2019) innerhalb des Zentralbereichs B von insgesamt fünf Abteilungen und zwei Stabsstellen wahrgenommen. Zuständig für Grundsatzfragen im Zusammenhang mit bankgeschäftlichen Prüfungen ist die Abteilung B 3 (siehe Abbildung 2.4).

Seit dem Übergang der Zuständigkeit für die direkte Beaufsichtigung sogenannter bedeutender oder auch »signifikanter« Kreditinstitute (SI), soweit sie gleichzeitig das Einlagen- und das Kreditgeschäft erbringen (sogenannte CRR-Institute), von den nationalen Aufsichtsbehörden der Eurozone auf die EZB im November 2014 kümmern sich die Stabsstellen und die Abteilung B 5 spezifisch um Grundsatz- und Koordinierungsfragen im Zusammenhang mit der EZB-Aufsicht.
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Abbildung 2.4: Aufbau des Zentralbereichs B der Deutschen Bundesbank (Quelle: eigene Darstellung auf der Basis von https://www.bundesbank.de/resource/blob/604160/3c5c38ddd3bdca8d4c78ee1388d5d2b9/mL/organisationsplan-der-zentrale-data.pdf; Zugriff am 18.02.2019)




Merke

BaFin und Bundesbank arbeiten in der Bankenaufsicht eng zusammen. Letztendlich entscheidet zwar nur die BaFin über bankaufsichtliche Maßnahmen, die Durchführung bankgeschäftlicher Prüfungen obliegt jedoch fast ausschließlich der Deutschen Bundesbank.





2.2 Bankenaufsicht in der EU im Rahmen der Bankenunion

Ein konstitutives Element wirtschaftlicher Integration innerhalb der Europäischen Union stellt der Binnenmarkt dar. In ihm sollen theoretisch (bis auf wenige Ausnahmen, z. B. im Bereich Gefahrengüter oder Gesundheitsschutz) keinerlei Hemmnisse mehr für den grenzüberschreitenden Austausch von Waren, Dienstleistungen, Personen oder Kapital bestehen.

Die stärksten Verfechter einer europäischen Kapital- und Bankenmarktintegration im Rahmen des Binnenmarkts sind typischerweise auch diejenigen, die am meisten von ihr profitieren, also Gruppen von Finanzintermediären, die signifikantes grenzüberschreitendes Geschäft aufweisen. Dies kann im Wege von rechtlich selbstständigen Tochtergesellschaften oder rechtlich unselbstständigen Zweigniederlassungen im Ausland oder über grenzüberschreitende Finanzdienstleistungen ausschließlich vom Heimatland aus erfolgen. Das Erbringen grenzüberschreitender Bankdienstleistungen ist vor dem Hintergrund der Binnenmarktlogik (sinkende Preise von Bankdienstleistungen durch verschärfte Konkurrenz für den binnenwirtschaftlichen Markt aus dem Ausland) einerseits politisch gewollt. Ein wichtiger Bestandteil des freien Kapital- und Dienstleistungsverkehrs war (und ist bis heute) dabei das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung (mutual recognition), insbesondere die Erleichterung der Erbringung grenzüberschreitender Finanzdienstleistungen durch Anerkennung der Zulassung durch den Heimatlandauf[29]seher (Home Supervisor) für Zweigniederlassungen im EU-Ausland. Über diesen sogenannten Europäischen Pass kann eine Bank über eine Zweigniederlassung (nicht jedoch über eine Tochtergesellschaft) Finanzdienstleistungen auch im EU-Ausland erbringen, ohne in den jeweiligen Mitgliedstaaten noch einmal separat ein Erlaubnisverfahren durchlaufen zu müssen.

Unterschiedliche Ausgestaltungen bankaufsichtlicher Anforderungen in verschiedenen Jurisdiktionen können andererseits jedoch nicht-tarifäre Handelshemmnisse darstellen und auch die Möglichkeit verstärkten grenzüberschreitenden Wettbewerbs konterkarieren. Werden diese Anforderungen ausreichend hoch gesetzt, kann der Anreiz für ausländische Banken, sich im Heimatmarkt der Aufsichtsbehörde zu engagieren, aufgrund zu hoher Aufsichtskosten entfallen und damit der heimische Markt abgeschottet werden. Setzt ein Land im Vergleich zu niedrige Aufsichtsstandards, kann es zu einer Aufsichtsarbitrage kommen, d. h., Banken legen ihren rechtlichen Sitz gezielt in dasjenige Land, in dem diese Anforderungen am wenigsten streng sind, um entsprechend Kosten zu sparen. Um die Gefahr nicht-tarifärer Handelshemmnisse einerseits und der Aufsichtsarbitrage andererseits zu minimieren, bedarf es bei der Integration von Bankdienstleistungen deshalb konsequenterweise auch einer Integration der nationalen Bankaufsichtsregime.

Letzteres erscheint auch deshalb zielführend, weil die Integration von Finanzmärkten theoretisch wie praktisch nicht nur Vorteile aufweist. Mit zunehmender Integration geht auch die Wahrscheinlichkeit einer gegenseitigen Ansteckung in Krisenzeiten und damit auch eine zunehmende Gefahr für die Finanzstabilität einher5. Dies gilt insbesondere für geld- und kapitalmarktorientierte Institute, die über ihr Aktiv- (grenzüberschreitende Kreditvergabe im Kundenkredit- wie im Kreditersatzgeschäft) und Passivgeschäft (grenzüberschreitende Refinanzierung über Einlagen oder die Emission eigener Schuldverschreibungen im Ausland) stark miteinander verflochten sind.

Insbesondere diese Ansteckungsgefahren erfordern grundsätzlich eine verstärkte Zusammenarbeit nationaler Aufsichtsbehörden, nicht nur bei der bislang eindeutig dominierenden mikroprudenziellen Aufsicht, sondern auch bei der makroprudenziellen Politik, um einerseits die Wahrscheinlichkeit für den Eintritt einer Krisensituation zu verringern und andererseits bei erfolgtem Eintritt einer solchen Krise ihre negativen Auswirkungen für den Finanzmarkt und für die Realwirtschaft zu minimieren6.


[30]Wichtig

Die Intergration des europäischen Bankenmarktes bietet für Verbraucher viele Vorteile. Eine verstärkte Integration birgt in einer Krise jedoch auch die Gefahr von Ansteckungseffekten über Ländergrenzen hinweg und ganz generell die Gefahr eines race-to-the-bottom hinsichtlich aufsichtlicher Standards. Es bedarf deshalb genauso einer europäischen Integration bei der Regulierung des Bankensektors und bei der Anwendung der Regeln durch die jeweiligen Aufsichtsbehörden.



Die Frage, die herbei gestellt werden muss, ist also zunächst eine ganz einfache: Wie sollen europaweit tätige Bankkonzerne (sogenannte Institutsgruppen) im Sinne der Wahrung der Finanzstabilität effizient und gleichzeitig unter Wahrung eines fairen Wettbewerbs beaufsichtigt werden? Soll die Anwendung bzw. Durchsetzung des entsprechenden europäischen Rechts besser durch den Home supervisor erfolgen, also die Aufsichtsbehörde desjenigen Landes, indem die Mutter der Institutsgruppe ihren Sitz hat? Oder wäre hierfür der Host Supervisor, also die Aufsichtsbehörde desjenigen Landes, in dem die Institutsgruppe eine Tochtergesellschaft bzw. eine Zweigniederlassung (oder beides) betreibt, besser geeignet? Alternativ wäre auch eine Mischung aus beiden Ansätzen, also eine Kooperationslösung zwischen den jeweiligen Home- und HostBehörden oder schließlich sogar eine integrierte Aufsichtsbehörde denkbar, die überall in der EU als alleinig zuständige Behörde einheitliche Aufsichtsstandards definiert und anwendet. Die der EZB übertragenen Aufsichtsbefugnisse in der Rechtsanwendung auf in der Eurozone ansässige CRR-Institute kommen der letztgenannten Alternative schon ziemlich nahe, während die EBA hauptsächlich für das Setzen rechtlicher Rahmenbedingungen in der gesamten EU zuständig ist und nur in eng begrenzten Ausnahmefällen für die Rechtsanwendung.

Die EBA ist Teil des Europäischen Systems der Finanzaufsichtsbehörden (European System of Financial Supervision (ESFS)), mit dessen Hilfe Anfang 2011 die früheren so genannten Level-3-Auschüsse (im Bankenbereich der Ausschuss der Europäischen Bankaufsichtsbehörden – CEBS) in Europäische Aufsichtsbehörden (ESAs) mit erweiterten Kompetenzen überführt wurden7. Auch wurde im ESFS die Rolle makroprudenzieller Politikmaßnahmen durch Errichtung des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB) gestärkt. Abbildung 2.5 stellt dies noch einmal graphisch dar.
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Abbildung 2.5: Das Europäische System der Finanzaufsichtsbehörden (ESFS) (Quelle: eigene Darstellung basierend auf DEUTSCHE BUNDESBANK (2011: 91))



Zu den wichtigsten Aufgaben der EBA zählt die Erreichung einer wirksamen und einheitlichen Bankenaufsicht in der EU. Zu diesem Zweck verfügt sie über die Möglichkeit, sogenannte Regulatory bzw. Implementing Technical Standards (RTS bzw. ITS) zu verabschieden. Sie entfalten, wie eine europäische Verordnung, unmittelbare Rechtskraft in den Mitgliedstaaten solange die Europäische Kommission sie übernimmt (RTS im Wege delegierter Rechtsakte und ITS im Wege von Durchführungsrechtsakten) und Rat und Europäisches Parlament nicht dagegen intervenieren. Daneben erlässt die EBA Leitlinien (Guidelines) zur Präzisierung bestehender europäischer Richtlinien, die aber erst in nationales Recht umgesetzt werden müssen, um eine Bindungswirkung für die nationalen Aufsichtsbehörden zu entfalten.

Die Leitlinien stellen nach Ansicht der EBA angemessene Aufsichtspraktiken innerhalb des europäischen Finanzaufsichtssystems dar bzw. geben vor, wie das Unionsrecht in einem bestimmten Bereich anzuwenden ist. Die zuständigen Behörden im Sinne der EBA-Verordnung (EU) 1093/2010 (EU (2010)) sollten die für sie geltenden Leitlinien in geeigneter Weise in ihre Aufsichtspraktiken integrieren. Dies kann z. B. durch Änderung ihres Rechtsrahmens oder ihrer Aufsichtsverfahren erfolgen. Nach Artikel 16 Abs. 3 der EBA-Verordnung müssen die zuständigen Behörden der EBA mitteilen, ob sie diesen Leitlinien nachkommen oder nachzukommen beabsichtigen, oder die Gründe nennen, warum sie dies nicht tun (»Comply or explain«). Geht innerhalb der genannten Frist keine Mitteilung ein, geht die EBA davon aus, dass die zuständige Behörde den Anforderungen nicht nachkommt. Die Mitteilungen werden auf der Website der EBA sowie in ihren jeweiligen Jahresberichten veröffentlicht.

[32]Bevor eine zuständige Behörde sich also nicht mit Leitlinien der EBA compliant erklärt hat, müssen die potenziell davon betroffenen Institute nicht damit rechnen, dass deren Inhalte für sie zur Anwendung kommen. Für einige nationale Aufsichtsbehörden reicht dabei eine Comply-Erklärung bereits aus, um die Leitlinien nach nationalem Recht anzuwenden, sie werden also quasi eins zu eins übernommen und sind dann von den nationalen Banken entsprechend zu berücksichtigen. Die BaFin verfolgte bis vor Kurzem noch eine Verwaltungspraxis, nach der die Comply-Erklärung alleine regelmäßig nicht zur Umsetzung in nationales Recht reichte, sondern zusätzlich Gesetze, Verordnungen oder Verwaltungsvorschriften entsprechend angepasst werden mussten, wie etwa die MaRisk. Seit Anfang 2018 scheint hier aber auch bei der BaFin ein Paradigmenwechsel stattgefunden zu haben, sodass jetzt offensichtlich auch in Deutschland eine entsprechende Comply-Erklärung zwar nicht in jedem Fall, aber doch regelmäßig reicht, um eine Umsetzung bereits als erfolgt anzusehen8.


Wichtig

In EBA-Leitlinien formulierte Anforderungen an die Institute werden für diese frühestens zu dem Zeitpunkt verbindlich, an dem sich die zuständige nationale Aufsichtsbehörde bzw. die EZB für »compliant« mit diesen Leitlinien erklärt (also den Willen bekundet, diese künftig im nationalen bzw. im EZB-Kontext anwenden zu wollen).



Ein weiteres Instrument der Aufsichtskonvergenz stellt der sogenannte Q&A-Prozess der EBA dar, der sich auf Auslegungsfragen in Bezug auf das Unionsrecht (CRD, CRR, aber z. B. auch veröffentlichte EBA-Leitlinien) bezieht und die Arbeit der unmittelbar nach Veröffentlichung der »CRD« gegründeten, sogenannten Capital Requirements Directive Transpostion Group fortführt. Im Q&A-Prozess können beaufsichtigte Institute, deren Verbände oder auch Aufsichtsbehörden entsprechende Anfragen zur Auslegung des Unionsrechts stellen9. Die daraufhin von der EBA veröffentlichte Interpretation der entsprechenden Vorschrift macht sich die BaFin auch hier grundsätzlich zu eigen, es sei denn, sie weist explizit darauf hin, dass sie das nicht beabsichtigt. Damit gelten grundsätzlich auch die EBA-Interpretationen in Deutschland ohne weitere Maßnahmen als umgesetzt.

[33]Auch die EZB hat eine Comply-or-explain-Erklärung abzugeben, da sie nach Art. 4 Nr. 2 der EBA-Verordnung ebenfalls eine »competent authority« darstellt, wenn auch keine nationale. Die EZB hat gemäß Art. 40 Abs. 1 der EBA-Verordnung zwar kein Stimmrecht in der EBA, ist aber genauso wie die anderen (nationalen) Aufsichtsbehörden gehalten, die EBA-Leitlinien in ihrem Zuständigkeitsbereich umzusetzen (vgl. hierzu auch Gortsos: 285 f.).

Die Aufsicht der EZB über bedeutende Institute im Sinne der SSM-VO ist Teil des umfassenderen Projekts »Bankenunion«. Das Ziel der Bankenunion, welche ihren politischen Ursprung in der Euro-Staatsschuldenkrise der Jahre 2010 bis 2013 hat, ist eine Erhöhung der Finanzstabilität durch eine Verbesserung der Finanzmarktregulierung und ihrer Anwendung durch die entsprechende(n) Aufsichtsbehörde(n). Die Bankenunion soll damit einerseits unter einer präventiven Perspektive die Wahrscheinlichkeit von systembedrohenden Bankinsolvenzen verringern, und andererseits – wenn sich ein solcher Fall trotz aller Anstrengungen nicht verhindern lassen sollte – Instrumente bereitstellen, die im »Schadensfall« dafür sorgen, dass die gesellschaftlichen Kosten einer solchen Insolvenz minimiert werden. Die Errichtung einer supranationalen Bankaufsichtsbehörde und das sogenannte Single Rule Book decken die erste, der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM), der einheitliche Restrukturierungs- und Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Mechanism – SRM) und das Europäische System der Einlagensicherung die zweite Dimension ab10 (siehe auch Abbildung 2.6).
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Abbildung 2.6: Elemente der Bankenunion (Quelle: eigene Darstellung)



Da die präventive Komponente der Bankenunion für bankgeschäftliche Prüfungen eine wichtige Rolle spielt, die kurative bislang jedoch gar nicht, wird sich im Folgenden in Sachen Bankenunion auf kurze zusätzliche Ausführungen zur Rolle der EBA und auf eine intensivere Darstellung des SSM beschränkt.


Wichtig

Der Auslöser für die Übertragung bankaufsichtlicher Befugnisse an die EZB war nicht die Finanz- sondern die EU-Staatsschuldenkrise!



[34]Das »Single Rule Book« steht im Wesentlichen für ein einheitliches europäisches Bankaufsichtsrecht und für dessen einheitliche Anwendung. Diesem Ziel nähert man sich seit 2013 bei der Rechtssetzung durch die zunehmende Verwendung von Verordnungen anstelle von Richtlinien. So sind substanzielle Bestandteile von Basel II, die sich bis dahin in einer Richtlinie fanden, seither in der Capital Requirements Regulation (CRR), also einer Verordnung geregelt. Damit werden ehemals bestehende Gestaltungsspielräume bei der nationalen Umsetzung der Banken- und der Kapitaladäquanzrichtlinie zurückgedrängt. Zum anderen soll die EBA über die nächsten Jahre mit einer zunehmenden Zahl von technischen Regulierungs- und Implementierungsstandards für die einheitliche Anwendung des Aufsichtsrechts sorgen. Würde man Parallelen zu einer nationalen Aufsichtsbehörde ziehen, entspräche die EBA von ihrer Tätigkeit her also am ehesten einer Grundsatz- (oder Policy-)Abteilung, welche für alle Mitgliedstaaten der EU zuständig ist.

Begrenzt auf die Eurozone wurde gemäß Art. 2 Abs. 9 i. V. m. Art. 6 Abs. 1 der SSM-Verordnung ein europäisches Finanzaufsichtssystem (»Einheitlicher Aufsichtsmechanismus« – SSM) errichtet, das sich aus der Europäischen Zentralbank und den nationalen zuständigen Bankaufsichtsbehörden der am Euro teilnehmenden Mitgliedstaaten zusammensetzt. In diesem System nimmt die EZB nach Art. 1 SSM-VO besondere Aufgaben im Zusammenhang mit der mikroprudenziellen Aufsicht über Kreditinstitute im Sinne der Bankenrichtlinie 2006/48/EG (EU (2006a)) (seit 01.01.2014 im Sinne der CRR) wahr. Dies bedeutet, dass grundsätzlich zunächst einmal nur Einlagenkreditinstitute (»CRRInstitute«) unter die Zuständigkeit des SSM fallen und alle anderen Kreditinstitute bzw. Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des KWG in der ausschließlichen Zuständigkeit von BaFin und Bundesbank verbleiben. Doch auch wenn die EZB grundsätzlich für alle CRR-Institute zuständig ist, werden die meisten von ihnen künftig de facto nach wie vor nur der Aufsicht der nationalen Aufsichtsbehörden unterliegen, da sie größtenteils nicht »bedeutend« im Sinne der Verordnung sind (siehe unten).

Mikroprudenzielle Aufgaben umfassen nach Art. 4 SSM-VO alle bislang ausschließlich auf nationaler Ebene wahrgenommenen Aufsichtsaktivitäten, die sich auf eine ausreichende Liquiditäts- und Kapitalausstattung der Institute beziehen, auf die Lizenzierung der Institute bzw. auf den Entzug dieser Lizenz, die Bewertung der Anträge auf Erwerb oder Veräußerung von qualifizierten Beteiligungen, die Überwachung des Großkreditregimes, die Geschäftsleitereignung sowie auf die Durchführung »aufsichtlicher Überprüfungen« (z. B. Modellanträge der Institute unter Säule 1 oder Durchführung des SREP unter Säule 2).

Das Ausmaß der EZB-Aktivitäten bei der Durchführung der mikroprudenziellen Aufsicht hängt von der Frage ab, ob ein CRR-Institut »bedeutend« ist oder nicht. Als bedeutend gelten nach Art. 6 Abs. 4 der SSM-VO stets Institute,


	[35]deren konsolidierte Bilanzsumme 30 Mrd. € übersteigt,

	deren konsolidierte Bilanzsumme mindestens 5 Mrd. € beträgt und mehr als 20 % des Bruttoinlandsprodukts des Mitgliedstaates entspricht, in dem sie ihre Niederlassung haben,

	die öffentliche Finanzhilfen durch den ESM direkt beantragt oder entgegengenommen haben.



In der Bundesrepublik fielen im November 2014 24 Institutsgruppen unter die direkte Aufsicht der EZB, vier Jahre später waren es noch 21 (ECB 2018d). Diese 21 Institutsgruppen umfassten Ende 2018 59 Einzelinstitute (BaFin 2019a: 173).

Unabhängig von den o. a. quantitativen Orientierungsgrößen kann die EZB gem. Art. 6 Abs. 5b SSM-VO jederzeit diskretionär weitere (weniger bedeutende) Institute unter ihre direkte Aufsicht ziehen. Um übermäßige Wettbewerbsverzerrungen durch unterschiedliche Aufsichtsregime zu vermeiden, ist die EZB zudem unabhängig von den obigen Kriterien auf jeden Fall für die drei bedeutendsten Institute in jedem Euro-Mitgliedstaat zuständig.

Diejenigen Institute, welche nicht direkt der Aufsicht der EZB unterliegen, können trotzdem Berührungspunkte zum SSM haben. Da es der EZB obliegt, die Funktionsfähigkeit des SSM insgesamt sicherzustellen, kann diese nämlich gem. Art. 6 Abs. 5a Verordnungen, Leitlinien und Empfehlungen sowie allgemeine Anweisungen an nationale Behörden richten, nach denen diese ihre Zuständigkeit für weniger bedeutende Kreditinstitute wahrnehmen und Aufsichtsbeschlüsse (z. B. zu aufsichtlichen Maßnahmen) fassen. Hier dürfen sich Anweisungen allerdings nur auf Gruppen oder Kategorien von Kreditinstituten beziehen, nicht auf einzelne Institute. Vor Erlass einer Verordnung führt die EZB nach Art. 4 Abs. 3 SSM-VO in der Regel öffentliche Anhörungen durch und erstellt entsprechende Auswirkungsstudien. Die EZB hat bezüglich bankgeschäftlicher Prüfungen bereits einige, in Abschnitt 5.2.1 ausführlicher beschriebene Leitlinien bzw. Empfehlungen verabschiedet.

Im Rahmen der mikroprudenziellen Aufsicht kann die EZB nach den Art. 9 bis 12 der SSM-VO Informationsersuchen im Rahmen des allgemeinen Meldewesens an die Institute richten, sowie allgemeine Untersuchungen (z. B. Aufsichtsgespräche) und Vor-OrtPrüfungen durchführen. Auf der Grundlage der dort erhobenen Informationen trifft die EZB dann eine Entscheidung, wie mit dem betreffenden Institut weiter zu verfahren ist.

Mit der Übernahme bankaufsichtlicher Tätigkeiten neben ihrer ursprünglichen Hauptaufgabe – der Erhaltung der Preisstabilität – sieht sich die EZB einer Doppelfunktion gegenüber. Diese könnte sie theoretisch dazu verleiten, sich bei geldpolitischen Entscheidun[36]gen verstärkt am Wohl der beaufsichtigten Institute statt am Ziel der Preisstabilität zu orientieren. Um diese potenziellen Interessenskonflikte zu minimieren und gleichzeitig die nach Art. 130 AEUV zu wahrende Unabhängigkeit des EZB-Rats zu gewährleisten, ist gem. Art. 26 Abs. 1 SSM-VO als zentrales Entscheidungsorgan innerhalb des SSM ein formal vom EZB-Rat getrenntes »Aufsichtsgremium« (»Supervisory Board«) errichtet worden. Dieses trifft seine Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit, soweit Verordnungen verabschiedet werden sollen, und mit einfacher Mehrheit bei allen anderen Beschlüssen.

Das Aufsichtsgremium kann in den meisten Fällen jedoch zunächst nur Beschlussvorschläge vorlegen, die letztliche Entscheidung muss de jure vom EZB-Rat (Governing Council) getroffen werden11. Die Entscheidungsvorlagen des SB werden von den Joint Supervisory Teams (JSTs) der Generaldirektionen Microprudential Supervision 1 und 2, der für die gleichmäßige Beaufsichtigung der weniger bedeutenden (less significant) CRRInstitute (LSI) zuständigen Generaldirektion Microprudential Supervision 3 und der für Querschnittsaufgaben verantwortlich zeichnenden Generaldirektion MS 4 vorbereitet.

Gegen formale Entscheidungen des EZB-Rats (welche wie bereits erwähnt materiell durch das Aufsichtsgremium vorbereitet werden) auf der Grundlage europäischen Rechts, stehen den betroffenen Instituten in Ermangelung eines europäischen Verwaltungsrechts zunächst die Anrufung eines administrativen Überprüfungsausschusses offen, welcher sich gemäß Art. 24 Abs. 2 SSM-VO aus fünf Bankaufsichtsexperten zusammensetzt und seine Entscheidungen mit absoluter Mehrheit trifft. Sollte die Anrufung des Überprüfungsausschusses zu keiner Revision der ursprünglich getroffenen Entscheidung führen, bleibt dem Institut nach Art. 24 Abs. 11 SSM-VO nur noch der Gang zum Europäischen Gerichtshof auf der Grundlage des Art. 263 AEUV. Dass ein solcher Gang durchaus von Erfolg gekrönt sein kann, zeigt eine Entscheidung des EugH aus dem Jahr 2018, in der er eine Entscheidung der EZB gegenüber sechs französischen Banken(gruppen) annulierte, bestimmte Positionen bei der Berechnung der Leverage Ratio nach Art. 429 CRR einbeziehen zu müssen (EZB 2019a: 78).

Die wichtigsten Rechtsgrundlagen für die EZB-Aufsicht stellen im Sekundärrecht die SSM-Verordnung sowie die darauf aufbauende SSM-Rahmenverordnung dar12 (siehe hierzu ausführlich Abschnitt 5.2.1).



1 Es gibt weitere Gründe für eine Regulierung von Finanzmarktakteuren, die jedoch nicht im Fokus der Betrachtungen dieses Buches stehen (siehe hierzu ausführlich z. B. de Haan et al.: 406–408).

2 Siehe hierzu ausführlicher Deutsche Bundesbank (2013).

3 »Richtlinie zur Durchführung und Qualitätssicherung der laufenden Überwachung der Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute durch die Deutsche Bundesbank« (nachfolgend ARL), letzte Version vom 19.12.2016; https://www.bundesbank.de/resource/blob/597830/dff524802a575d18b754991cb39221ef/mL/aufsichtsrichtlinie-data.pdf, Zugriff am 11.05.2019.

4 Der Begriff »Laufende Aufsicht« steht hier für die Bezeichnung einer Organisationseinheit innerhalb der Bundesbank. Da diese Organisationseinheit gleichzeitig für die Übernahme eines Großteils der laufenden Überwachung gem. § 7 KWG steht, aber eben nicht für die gesamte laufende Aufsicht gem. § 7 KWG, besteht hier ein gewisses Verwirrungspotenzial für Außenstehende.

5 Siehe hierzu ausführlicher CEPR (2011).

6 Zum Konzept der makroprudenziellen Politik siehe ausführlicher ECB (2010).

7 Zur Geschichte des Europäischen Systems der Finanzaufsichtsbehörden und der jeweiligen Vorgängerinstitutionen siehe ausführlicher Dietz (2012, 2005a, 2005b).

8 Dies legt zumindest die entsprechende Formulierung auf der BaFin-Homepage nahe (siehe hierzu https://www.bafin.de/DE/RechtRegelungen/Leitlinien_und_Q_and_A_der_ESAs/Leitlinien_und_Q_and_A_der_ESAs_node.html; Zugriff am 15.04.2019). Auch das Protokoll zur Sitzung des Fachgremiums MaRisk am 05.11.2019 geht in diese Richtung (https://www.bundesbank.de/resource/blob/794148/bcea4bae50d844551ad150055d803e86/mL/2018-11-05-marisk-data.pdf; Zugriff am 27.06.2019).

9 Siehe etwa die Anfrage 2018_4158 zur Berechnung der Anzahl wahrgenommener Leitungspositionen durch Vorstandsmitglieder (http://eba.europa.eu(single-rule-book-qa/-/qna/view/publicID/2018_4158; Zugriff am 15.04.2019).

10 Siehe hierzu ausführlicher Dietz (2015, 2014).

11 Zur Aufbau- und Ablauforganisation der Bankaufsichtsfunktion in der EZB siehe u. a. Deutsche Bundesbank (2013a) sowie Dietz (2015).

12 »Verordnung zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank« vom 15. Oktober 2013 und Verordnung der Europäischen Zentralbank vom 16. April 2014 zur Einrichtung eines Rahmenwerks für die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Zentralbank und den nationalen zuständigen Behörden und den nationalen benannten Behörden innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus (EZB/2014/17).
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